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Liebe Mitglieder der Senioren-Union, liebe Freundinnen und Freunde, 
In den letzten Tagen ist viel passiert und die Senioren-Union war dabei in 
aller Munde. 

Wir gratulieren Nina Warken zu ihrer Be-
rufung als Bundesministerin für beson-
dere Aufgaben und Chefin des Bundes-
kanzleramtes, Dr. Carsten Linnemann 
und Steffen Bilger zu ihrer Ernennung als 
Bundesminister für Gesundheit bzw. 
Bundesminister für Verkehr. 
Mit Thorsten Frei, 
Philipp Amthor und 
Franziska Hopper-

mann übernehmen weitere erfahrene Politiker Füh-
rungsverantwortung in Fraktion, Kanzleramt und Par-
tei. Auch Ihnen gelten unsere guten Wünsche auf den 
Weg.   

Die personellen Entschei-
dungen eröffnen nunmehr 
die Chance, dass die CDU 
wieder deutlicher als Partei 
wahrgenommen wird, die Reformbereitschaft 
mit einer klaren Werteorientierung verbindet. 
Die Menschen erwarten zu Recht, dass die CDU 
ihre programmatischen Beschlüsse konsequent 
vertritt und gerade in ethischen Grundsatzfra-
gen Orientierung gibt.  

All diese personellen Entscheidungen wurden notwendig nach dem unaus-
weichlichen Rücktritt von Jens Spahn. Als die ersten Meldungen über seine 
Vaterschaft über die Nachrichtenticker liefen, war ich schockiert und wollte 
es nicht glauben. In den Stunden und Tagen danach erreichten mich zahl-
reiche Anrufe, E-Mails und Nachrichten von Mitgliedern der Senioren-Union 
sowie von vielen Bürgerinnen und Bürgern. Immer wieder wurde mir die-
selbe Frage gestellt: Wie passt das mit der klaren Haltung der CDU zur 
Leihmutterschaft zusammen? 
Der Wunsch nach einem eigenen Kind ist zutiefst menschlich und verdient 
Respekt. Doch dieser Wunsch rechtfertigt nicht jedes Mittel. Ich lehne die 
Leihmutterschaft entschieden ab – unabhängig davon, wer sie in Anspruch 
nimmt. Die Sonderberichterstatterin der UN für das Thema gegen Gewalt 
gegen Frauen bezeichnet sie als neue Form der Sklaverei, gepaart mit Ge-
walt und Ausbeutung gegen Frauen und Kinder. Diese Einschätzung teile 
ich. 
Die CDU hat auf ihrem Bundesparteitag unmissverständlich beschlossen, 
am Verbot der Leihmutterschaft festzuhalten. Für mich stehen das Wohl des 
Kindes und die Würde der Frau im Mittelpunkt. Die Wahrheit ist, dass das 
Milliardengeschäft im Zusammenhang mit Knebelverträgen, Zwangsabtrei-
bungen, Geschlechtsselektion, Hormonbehandlungen und dem totalen 



Verzicht auf körperliche Selbstbestimmung steht. Die Würde des Menschen 
ist nicht verhandelbar – auch dann nicht, wenn moderne Reproduktionsme-
dizin heute vieles möglich macht. 
Die aktuelle Diskussion ist deshalb weit mehr als ein Einzelfall. Sie ist ein 
Prüfstein für die Glaubwürdigkeit der CDU. Beschlüsse eines Bundespartei-
tages dürfen keine unverbindlichen Absichtserklärungen sein. Sie müssen 
Maßstab politischen Handelns und persönlicher Verantwortung bleiben. Wer 
für die Gesellschaft verbindliche ethische Grenzen formuliert, muss sie auch 
dann vertreten, wenn dies unbequem ist oder prominente Parteifreunde be-
trifft. Gerade darin zeigt sich politische Glaubwürdigkeit. 
Die entscheidende Frage lautet: Wollen wir akzeptieren, dass Frauen und 
Kinder Teil eines internationalen Marktes werden und ein in Deutschland 
geltendes Verbot durch den Weg ins Ausland faktisch umgangen werden 
kann? Darauf muss die CDU auch künftig eine eindeutige Antwort geben. 
Es war vor allem die Parteibasis, die Ortsunionen, Kreis- und Stadtver-
bände, die Vereinigungen - allem vorweg die Senioren-Union -, die deutlich 
machten, dass für die Union das Handeln von Jens Spahn nicht akzeptabel 
war und ist. Nicht zuletzt die klare Haltung der Senioren-Union hat dazu 
geführt, dass dann der Rücktritt so schnell erfolgte. Ein Aussitzen über die 
Sommerpause wäre verheerend gewesen, vor allem in den Bundesländern, 
die sich jetzt im Wahlkampf befinden. 
Ich halte es für notwendig, nicht nur am Verbot der Leihmutterschaft in 
Deutschland festzuhalten, sondern auch zu prüfen, wie die gezielte Umge-
hung unseres Rechts durch die Inanspruchnahme von Leihmutterschaften 
im Ausland wirksam unterbunden werden kann. Ein ethisch begründetes 
Verbot verliert seine Glaubwürdigkeit, wenn es an der Staatsgrenze endet. 
Die Senioren-Union wird sich auch künftig mit Nachdruck dafür einsetzen, 
dass die Menschenwürde unantastbar bleibt – ohne Ausnahme und ohne 
Kompromisse. Denn eine Partei, die den Anspruch erhebt, Politik auf der 
Grundlage des christlichen Menschenbildes zu gestalten, muss gerade in 
schwierigen ethischen Fragen Haltung zeigen. Nicht alles, was technisch 
möglich ist, ist auch ethisch verantwortbar. 
Herzliche Grüße 
Ihr 

 
Bundesvorsitzender der Senioren-Union der CDU 
  



Senioren-Union: Konsequenzen nach Terroranschlag auf den CSD 
Hüppe: „Der Schutz der Bevölkerung muss Vorrang haben.“ 

Die Senioren-Union der CDU Deutschlands ist tief erschüttert über den mut-
maßlich islamistisch motivierten Terroranschlag auf den Berliner Chris-
topher Street Day. Ihr Mitgefühl gilt den Angehörigen der getöteten Frau, 
den Verletzten sowie allen, die das schreckliche Geschehen miterleben 
mussten. 

Der Anschlag richtete sich nicht nur gegen die Teilnehmer einer friedlichen 
Veranstaltung, sondern gegen die Freiheit, die Menschenwürde und die of-
fene Gesellschaft insgesamt.  

Vor diesem Hintergrund will die Senioren-Union die gesetzlichen Maßstäbe 
für die Anwendung des Jugendstrafrechts auf Heranwachsende auf den 
Prüfstand stellen. Sie teilt die Einschätzung von Bundesinnenminister Ale-
xander Dobrindt, dass bei einer derart erheblichen Gefährdungslage die 
strafrechtlichen und sicherheitsrechtlichen Konsequenzen kritisch hinter-
fragt werden müssen. 

Der Bundesvorsitzende der Senioren-Union, Hubert Hüppe, erklärt: 

„Der Erziehungsgedanke des Jugendstrafrechts bleibt ein unverzichtbarer 
Bestandteil unseres Rechtsstaates. Er darf jedoch nicht dazu führen, dass 
bei terroristischen Straftaten oder anderen schwersten Gewaltverbrechen 
der Schutz der Allgemeinheit in den Hintergrund tritt. Wer versucht, sich 
einer Terrororganisation anzuschließen, Anschläge vorbereitet oder sich 
nachweislich islamistisch radikalisiert hat, stellt eine erhebliche Gefahr für 
unsere freiheitliche Gesellschaft dar. In solchen Fällen muss der Rechtsstaat 
konsequent handeln und die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger an erste 
Stelle setzen.“ 

„Es geht ausdrücklich nicht darum, eine gerichtliche Einzelfallentscheidung 
nachträglich zu bewerten“, so Hüppe. „Aber ein solcher Fall zwingt den Ge-
setzgeber dazu, zu prüfen, ob die gesetzlichen Rahmenbedingungen noch 
den heutigen Bedrohungslagen entsprechen. Wenn selbst Personen mit ei-
ner nachgewiesenen terroristischen Radikalisierung und einer entsprechen-
den Vorverurteilung nicht dauerhaft ihrer Gefährlichkeit entsprechend über-
wacht oder in Haft gehalten werden können, müssen die gesetzlichen 
Grundlagen überprüft werden.“ 

Die Senioren-Union hält deshalb eine Reform des Jugendstrafrechts und des 
Umgangs mit hochgefährlichen Extremisten für erforderlich. Das Jugendge-
richtsgesetz stammt aus einer Zeit, in der islamistischer Terrorismus und 
ideologisch motivierte Gewalt junger Erwachsener nicht das heutige Aus-
maß erreicht hatten. Der Schutz potenzieller Opfer muss deshalb künftig 
stärkeres Gewicht erhalten. 

  



Die Senioren-Union fordert deshalb: 

• die Voraussetzungen für die Anwendung des Jugendstrafrechts auf 
Heranwachsende deutlich enger zu fassen, 

• bei Terrorismus, Mord und anderen besonders schweren Gewaltver-
brechen regelmäßig zu prüfen, ob Erwachsenenstrafrecht anzuwen-
den ist, 

• die Strafrahmen und Sanktionsmöglichkeiten bei terroristischen 
Straftaten sowie die Möglichkeiten einer Sicherung gefährlicher Täter 
zu überprüfen, 

• Gefährder nach ihrer Verurteilung engmaschiger zu überwachen und 
ihre Bewegungsfreiheit im Rahmen der rechtsstaatlichen Möglichkei-
ten stärker einzuschränken, 

• Deradikalisierungsprogramme weiterhin als wichtigen Baustein zu 
nutzen, sie jedoch niemals als Ersatz für notwendige Freiheitsentzie-
hungen oder andere wirksame Schutzmaßnahmen zu verstehen. 

• Rechtliche Möglichkeiten, um auch Täter im Alter unter 14 Jahren ge-
schlossen unterzubringen 

Hubert Hüppe fordert zusätzlich endlich mehr Möglichkeiten bei der Über-
wachung des Internets, mit dem gerade junge Migranten sich immer stärker 
und mehr radikalisieren. 

Abschließend erklärt der Bundesvorsitzende: 
„Der Bürger fragt sich, wieso in Deutschland illegal eingewanderte Islamis-
ten unbehelligt für ein Kalifat demonstrieren dürfen und hunderte von aus-
ländischen Gefährdern allein in Berlin sich frei bewegen können.  
Die Koalition sollte Handlungsfähigkeit beweisen, um für Gesetze so zu ver-
ändern, dass die rechtlichen Möglichkeiten dafür da sind.  
Auch die zu laxe Art der Anerkennung der deutschen Staatsangehörigkeit 
und das Thema doppelte Staatsangehörigkeit müssen geprüft werden. 
Wenn Menschen, wie in dem Fall des Täters, sich ausländischen Terrorban-
den wie dem IS anschließen wollen, sollte die deutsche Staatsangehörigkeit 
entzogen werden können.“ 

 
Aktuell: „Wenn ein spanisches Gericht entscheidet, dass niemand 
ohne ein Verfahren zurückgeschickt werden darf, dann muss auch 
Spanien das Verfahren in Spanien durchführen. 
 
Dass Schleuser dieses Urteil ausnutzen und so tun, dass jeder, der 
es auf das spanisches Gebiet schafft, auch dableiben darf, hat zu 
diesem Massenzustrom geführt. Furchtbar tragisch ist, dass dabei 
so viele Menschen sterben. 
 
Den Schleusern ist der Tod der Leute egal, Hauptsache sie haben 
das Geld.“ 
 

 

 

  



      Bamberger Appell 
 
Angesichts weltweiter Krisen und kriegerischer Auseinan-
dersetzungen sowie des Erstarkens extremer politischer 

Kräfte am linken und rechten Rand der Gesellschaft, angesichts einer zunehmenden 
Segmentierung unserer Gesellschaft und der wachsenden Schwierigkeit einer Ver-
ständigung im politischen und gesellschaftlichen Raum will die Senioren-Union der 
CSU mit dem „Bamberger Appell“ an die Grundlagen einer starken Demokratie in 
einer freien, pluralistischen Gesellschaft erinnern und diese mit großem Nachdruck 
einfordern.  
 
Das christliche Menschenbild bleibt unsere ethische Grundlage  
Wir leiten unsere Politik ausdrücklich vom christlichen Menschenbild ab. Darum steht 
für uns unverrückbar fest: Freiheit und Verantwortung gehören unmittelbar zusammen. 
Unsere Gesellschaft muss von Pluralismus und Vielfalt, von der Gleichberechtigung 
der individuellen Lebenschancen geprägt sein. Aus der Erkenntnis der Fehlbarkeit des 
Menschen leitet sich ab, dass kaum eine perfekte Lösung, sondern nur die unter den 
gegebenen Rahmenbedingungen bestmögliche Lösung gefunden werden kann.  
 
Die Würde des Menschen wahren  
Jeder Mensch besitzt eine unveräußerliche Würde 
und der Staat dient den Menschen, nicht umgekehrt. 
Gerade diese beiden Prämissen des christlichen 
Menschenbildes rufen wir denen ins Gedächtnis, die 
intensiv über weitreichende Reformen unserer Sozi-
alsysteme nachdenken.  
 
Die Würde jedes Einzelnen und die von ihm erlebte 
Solidarität der Gesellschaft spielen im Verlauf des 
Lebens eine immer wichtigere Rolle. Wer Jahr-
zehnte unsere Gesellschaft mit aufgebaut hat, der 
darf nicht auf eine statistische Größe reduziert wer-
den, wenn es um die medizinische Versorgung, 
Pflege und die Rente geht. Auch die letzte Lebens-
phase darf nicht von Verunsicherung und Existenz-
ängsten bestimmt sein.  
 
Eine wehrhafte Demokratie leben  
Ein übergeordnetes Ziel muss sein, die freiheitlich demokratische Grundordnung vor 
ihren Feinden zu schützen, ohne dabei selbst die demokratischen Prinzipien aufzuge-
ben. Wir müssen verhindern, dass demokratische Freiheiten dazu genutzt werden, die 
Demokratie zu gefährden oder ganz in Frage zu stellen. Daran erinnern wir die Men-
schen, die aus falsch verstandener Protesthaltung heraus den extremen Rand stärken 
und dabei in Kauf nehmen, Demokratiefeinde – rechte wie linke – zu wählen. 
 
Kraft für weitreichende und stabilisierende Reformen  
Wir wünschen der Bundesregierung wie auch der Bayerischen Staatsregierung die 
Kraft, sich gerade bei weitreichenden Reformen, die über die nächsten Jahre und Jahr-
zehnte die Lebenssituation der Betroffenen bestimmen, zu dauerhaften und stabilen 
Lösungen durchzuringen, die den Menschen Sicherheit geben. Dabei geht es neben 
der nachhaltigen Stabilisierung der sozialen Sicherungssysteme auch darum, 



staatliche Ausgabenstrukturen kritisch zu überprüfen und wieder auf ein langfristig 
tragfähiges Maß auszurichten. 
Wir appellieren an die Verantwortlichen, bei Veränderungen die möglichen Auswirkun-
gen auf die Situation Einzelner nicht aus dem Auge zu verlieren. Das gilt insbesondere 
für die ältere Generation, die in der Lebensgestaltung oft nicht mehr so flexibel ist.  
 

 
 
Generationenübergreifend denken  
Politik muss die Gemeinsamkeit über alle Generationen hinweg stärken. Der Aus-
tausch von Erfahrungen und Erwartungen ebnet den Weg zu einer gemeinsamen Sicht 
und ermöglicht von allen Altersgruppen getragene Lösungen.  
Wir begrüßen, dass es ein Schwerpunkt gerade der bayerischen Seniorenpolitik ist, 
beispielsweise in Mehrgenerationenhäusern und anderen Gemeinschaftseinrichtun-
gen, dafür zu sorgen, dass das Verständnis der Generationen füreinander und für die 
unterschiedlichen Erwartungen wächst.  
 
Teilhabe stärken – Politik gestalten  
Teilhabe ist ein Schlüsselbegriff der Demokratie, denn sie erleichtert und stärkt das 
Leben nach gemeinsamen Grundwerten. Deshalb fördern wir alle Initiativen, die die 
ehrenamtliche Tätigkeit gerade älterer Menschen unterstützen. Vielfach können die 
individuellen Erfahrungen aus dem Leben im Rahmen ehrenamtlichen Engagements 
eingebracht und an die kommenden Generationen weitergegeben werden.  
Die CSU als Volkspartei und die Senioren-Union als eine ihrer Arbeitsgemeinschaften 
laden alle ein, sich in den Gestaltungsprozess für unsere Zukunft einzubringen. Alle 
sind aufgefordert, an den Weichenstellungen für unsere Gesellschaft von morgen mit-
zuwirken – am wirkungsvollsten direkt in der Politik. 
 
Mit ihrem „Bamberger Appell“ fordert die Senioren-Union der CSU alle Verant-
wortungsträger nachdrücklich dazu auf, im Alltagsgeschäft und in der Hektik 
von Entscheidungen die Grundwerte unserer Gesellschaft, unser christliches 
Menschenbild und die Grundregeln der Demokratie voranzustellen.  
  



Grußwort des Bundesvorsitzender der Senioren-Union der CDU,  
Hubert Hüppe, zur Landestagung der Senioren-Union der CSU  

am 23.7.2026 in Bamberg 
 

Sehr geehrter Herr Landesvorsitzender, lieber Franz,  
liebe Delegierte, sehr geehrte Damen und Herren, 
zur Landestagung der Senioren-Union der CSU übermittle ich Ihnen die herzlichen 
Grüße der Senioren-Union der CDU Deutschlands und wünsche Ihnen einen erfolg-
reichen Tagungsverlauf sowie gute und richtungsweisende Entscheidungen. 
Mein besonderer Gruß gilt Ihrem Landesvorsitzenden, Altlandrat und Staatssekre-
tär a. D. Franz Meyer. Ihm danke ich herzlich für die vertrauensvolle, engagierte 
und freundschaftliche Zusammenarbeit. Sie ist geprägt von gegenseitigem Res-
pekt, gemeinsamen Werten und dem festen Willen, die Anliegen der älteren Ge-
neration mit Nachdruck in die politische Diskussion einzubringen. 

Die Zusammenarbeit unserer beiden Senio-
renvereinigungen ist heute so eng und er-
folgreich wie nie zuvor. Gemeinsame Vor-
standssitzungen, abgestimmte Positionen 
und gemeinsame Presseerklärungen sorgen 
dafür, dass die berechtigten Interessen äl-
terer Menschen über Parteigrenzen hinweg 
Gehör finden und in München wie in Berlin 
mit einer starken gemeinsamen Stimme 
vertreten werden. 
 

Diese Geschlossenheit haben wir zuletzt mit der „Münchner Erklärung – Teilhabe 
ohne digitale Barrieren“ eindrucksvoll unter Beweis gestellt. Wir bekennen uns 
ausdrücklich zu den Chancen der Digitalisierung. Moderne Technologien können 
älteren Menschen mehr Selbstständigkeit, Sicherheit und Lebensqualität ermögli-
chen. Gleichzeitig gilt für uns ein klarer Grundsatz: Digitalisierung darf niemanden 
ausschließen.  
Ebenso geschlossen haben wir uns gegen Rentenkürzungen für pflegende Ange-
hörige ausgesprochen. Wer Verantwortung für seine Familie übernimmt und durch 
seinen Einsatz unser Pflegesystem trägt, verdient Anerkennung und eine verläss-
liche soziale Absicherung – nicht schlechtere Rentenansprüche. Pflege in der Fa-
milie ist und bleibt die tragende Säule unseres Pflegesystems. Sie zu schwächen 
wäre nicht nur menschlich falsch, sondern auch finanzpolitisch kurzsichtig. 
Diese Beispiele zeigen: Wenn wir Senioren von CDU und CSU gemeinsam handeln, 
entfalten unsere Forderungen ein besonderes politisches Gewicht. Gemeinsam ver-
treten wir die Interessen von weit über 60.000 Mitgliedern und Freunden und ge-
ben so der älteren Generation eine starke Stimme innerhalb der Union und in der 
öffentlichen Debatte. 
Ich wünsche Ihnen für Ihre Beratungen viel Erfolg, gute Diskussionen und die 
Kraft, den erfolgreichen Weg der Senioren-Union der CSU fortzusetzen. Lassen Sie 
uns auch künftig Schulter an Schulter dafür arbeiten, dass die Erfahrung, die Le-
bensleistung und die berechtigten Anliegen älterer Menschen den Stellenwert er-
halten, den sie verdienen. 
 
Hubert Hüppe 
  



 

Europäische Senioren Union 
Gemeinsam für ein starkes Europa der Generationen 

Europa lebt vom Miteinander der Generationen. Deshalb engagiert sich die 
Senioren-Union der CDU Deutschlands seit vielen Jahren in der Europäi-
schen Senioren Union (ESU) – der Stimme älterer Menschen innerhalb der 
Europäischen Volkspartei (EVP). 

Die ESU wurde 1995 auf Initiative des früheren Staatssekre-
tärs Dr. Bernhard Worms (+) gegründet. Heute vereint sie 24 
nationale Mitgliedsverbände und bringt die Interessen der äl-
teren Generation aktiv in die Arbeit der EVP ein. Mit Dr. Gab-
riele Peus-Bispinck als Vizepräsidentin und Rolf Berend im 
Exekutivkomittee ist auch die Senioren-Union der CDU 
Deutschlands in den Führungsgremien vertreten. 

 
Gemeinsam mit ihren europäischen Partnern setzt sich die 
ESU für ein demokratisches, freiheitliches und solidarisches 
Europa ein. Sie wirbt für ein positives Bild des Älterwer-
dens, stärkt die Mitwirkung älterer Menschen und fördert 
den Dialog zwischen den Generationen. 
Besonders prägen derzeit drei Initiativen die Arbeit der 
ESU: 

Der Strategische Aktionsplan 2030 setzt Schwerpunkte bei aktivem Al-
tern, lebenslangem Lernen, Digitalisierung, Künstlicher Intelligenz und Ge-
nerationensolidarität. 

Die Budapester Erklärung fordert, den Zusammenhalt der Generationen 
zu einem festen Bestandteil europäischer Politik zu machen. 

Das Positionspapier für eine UN-Konvention über die Rechte älterer 
Menschen setzt sich für mehr Selbstbestimmung, Schutz vor Altersdiskri-
minierung sowie einen besseren Zugang zu Wohnen, Mobilität, digitalen An-
geboten und Pflege ein. 

Die Europäische Senioren-Union ist weit mehr als ein Netzwerk. Sie ist die 
starke europäische Stimme der älteren Generation. Die Senioren-Union der 
CDU Deutschlands gestaltet diese Arbeit aktiv mit – denn die Zukunft Eu-
ropas gelingt nur mit der Erfahrung und dem Engagement seiner Seniorin-
nen und Senioren. 

 

 

  



Präventionsnavigator:  
Gemeinsam für mehr Vorsorge und  

Generationengerechtigkeit 

Wie kann unser Gesundheitssystem langfristig leis-
tungsfähig und finanzierbar bleiben? Eine entschei-
dende Antwort lautet: Prävention stärken. Aus die-
sem Grund haben die Senioren-Union und die Junge 
Union gemeinsam den Präventionsnavigator entwi-
ckelt – ein praxisorientiertes Papier, das wissen-
schaftliche Erkenntnisse und konkrete gesundheits-
politische Handlungsempfehlungen zusammenführt. 

Entstanden ist der Präventionsnavigator in enger Zusammenarbeit mit unabhän-
gigen Fachexperten sowie Vertreterinnen und Vertretern der Senioren-Union, der 
Jungen Union und der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Ziel ist es, den gesundheits-
politischen Schwerpunkt stärker auf die Vermeidung von Krankheiten zu legen, 
anstatt sich ausschließlich auf deren Behandlung zu konzentrieren. 

Der Präventionsnavigator zeigt auf, wie Deutschland durch eine nationale Präven-
tionsstrategie gesünder, leistungsfähiger und generationengerechter werden 
kann. Er beschreibt konkrete Maßnahmen – von Impfprävention über die Bekämp-
fung von Adipositas bis hin zu einer besseren Nutzung vorhandener Gesundheits-
daten. Gleichzeitig macht er deutlich: Mehr Prävention bedeutet nicht nur mehr 
Lebensqualität, sondern auch weniger Krankheitskosten, weniger Arbeitsausfälle 
und eine nachhaltige Entlastung der Sozialversi-
cherungen. 

Für den Bundesvorsitzenden der Senioren-
Union, Hubert Hüppe, steht fest: „Für eine bes-
sere Gesundheitspolitik fehlt es uns eigentlich an 
nichts – entscheidend ist der politische Wille.“ 
Der Präventionsnavigator liefert dafür eine fun-
dierte Grundlage und versteht sich als Impuls 
für eine Gesundheitspolitik, die den Menschen in 
allen Lebensphasen in den Mittelpunkt stellt. 

Den Präventionsnavigator können Sie auf der Internetseite der Senioren-Union 
herunterladen: Präventionsnavigator der Senioren-Union. 

Der Präventionsnavigator wurde gemeinsam mit Expertinnen und Experten aus Wissen-
schaft, Wirtschaft und Gesundheitswirtschaft erarbeitet, darunter Thomas Altgeld (Landes-
vereinigung für Gesundheit und Akademie für Sozialmedizin Niedersachsen Bremen), Prof. 
Dr. Wolfgang Greiner (Universität Bielefeld), Rabea Knorr (BDI), Sina Matthies und Dr. 
Anja Maria Rittner (vdek), Karolina Molter (DRK) und Dr. Julian Witte (Vandage Health 
Economic Analytics). 
  

https://www.senioren-union.de/sites/www.neu.senioren-union.de/files/praeventionsnavigator_2026.pdf


Eine beispielhafte Initiative der Senioren-Union Ettlingen 
 

Seniorenfreundlicher Service: Zahlreiche Unternehmen und Fachgeschäfte in Ett-
lingen stehen älteren Menschen mit Beratung und Ausstattung zur Seite. Die Zer-
tifizierungskampagne „Seniorenfreundlicher Service“, die seitens der Senioren-
Union ins Leben gerufen wurde, hat sich seit ihren Anfängen im Jahr 2007 im Laufe 
der Zeit zu einem wichtigen Faktor für die örtlichen Handels- und Dienstleistungs-
unternehmen in Ettlingen entwickelt.  

 
Stadtverbandsvorsitzender Gerhard Malzkorn, der als treibende Kraft die Aktion 
mithilfe zahlreicher Mitstreiter auf den Weg gebracht hat, freut sich über den Zu-
wachs an Teilnehmern: „Das Schöne ist, dass immer wieder neue Interessenten 
dabei sind, die auf uns zukommen und an der Kampagne teilnehmen möchten.“  
Ein klares Zeichen dafür, dass die Sensibilisierung für die Bedürfnisse der älteren 
Menschen deutlich gewachsen ist und sich einiges über die vergangenen Jahre 
getan hat. Weiteres dazu bei senioren-union-ettlingen.de. 
 

Das entsprechende Zertifikat „Seniorenfreundlicher Service“ gibt dabei den Kun-
den eine gute Auskunft darüber, in welchen Geschäften ältere Menschen ihre Be-
sorgungen und Einkäufe dank Service 
und der vorhandenen Ausstattung ohne 
Schwierigkeiten erledigen können. Ein 
wichtiger Hinweis, der seitens der be-
troffenen Kunden gerne in Anspruch ge-
nommen wird. Klar sei, dass die ältere 
Kundschaft besondere Ansprüche habe 
und einen hohen Wert auf persönliche 
Beratung lege, erklärt Gerhard Malz-
korn. Auch eine gute Erklärung sowie 
eine einfache Handhabung von Produk-
ten gehört zu den Prioritäten. Aber auch 
mit Sitzgelegenheiten in den Geschäften kommt man den Senioren entgegen. 

(Ein Bericht über die Kampagne erschien zuerst u.a. in der "Badischen Woche") 

 

  

http://senioren-union-ettlingen.de/


Gruner: Begriff „Senioren“ trifft auf veränderte  
Lebenswirklichkeit 

Die Senioren-Union steht vor einer doppelten Her-
ausforderung. Der demografische Wandel verändert 
unsere Gesellschaft – und zugleich das Selbstver-
ständnis der Menschen, die wir ansprechen möchten. 
Die Mitgliederentwicklung zeigt deutlich, dass Ster-
befälle und Austritte derzeit die Zahl der Neueintritte 

übersteigen. Diese Entwicklung betrifft viele gesellschaftliche Organisationen. Sie sollte für 
uns jedoch Ansporn sein, unsere Ansprache und Mitgliedergewinnung weiterzuentwickeln. 
Dabei rückt ein Begriff in den Mittelpunkt: „Senioren“. Seit ihrer Gründung 1988 trägt 
unsere Vereinigung diesen Namen. Er ist im politischen Raum etabliert und steht für Er-
fahrung, Verantwortungsbewusstsein und die Bereitschaft, die Interessen älterer Menschen 
aktiv in die politische Willensbildung einzubringen. Besonders in einer älter werdenden 
Gesellschaft besitzt diese Stimme großes Gewicht. 
Gleichzeitig erleben wir, dass sich viele Menschen zwischen 60 und 67 Jahren mit dem 
Begriff „Senior“ noch nicht identifizieren. Das liegt vor allem daran, dass sich ihre Lebens-
wirklichkeit verändert hat. Das Renteneintrittsalter steigt, viele Sechzigjährige stehen noch 
mitten im Berufsleben, tragen Verantwortung und fühlen sich keineswegs am Ende ihrer 
aktiven Lebensphase. 
Deshalb müssen wir weniger über das Alter sprechen als über die Auf-
gabe. Nicht der Ruhestand sollte im Mittelpunkt stehen, sondern die Er-
fahrung. Nicht das Ende eines Berufslebens, sondern der Beginn einer 
neuen Phase gesellschaftlicher Verantwortung. 
Genau hier liegt die Stärke der Senioren-Union. Wir sind keine Freizeit-
gemeinschaft, sondern das politische Sprachrohr einer Generation mit 
jahrzehntelanger Berufs- und Lebenserfahrung. Unsere Mitglieder brin-
gen ihre Kompetenz in die politische Arbeit ein, vertreten die Interessen 
älterer Menschen und übernehmen Verantwortung für kommende Gene-
rationen. 
Für die Mitgliedergewinnung bedeutet dies einen Perspektivwechsel. Menschen zwischen 
60 und 67 Jahren lassen sich eher durch die Möglichkeit ansprechen, Politik aktiv mitzuge-
stalten, als durch ihr Lebensalter. Themen wie Generationengerechtigkeit, sichere Renten, 
Pflege, Digitalisierung oder kommunale Entwicklung bieten zahlreiche Anknüpfungspunkte. 
Ebenso wichtig sind moderne Veranstaltungsformate und generationenübergreifende Dia-
loge, die zeigen: Erfahrung und Zukunft gehören zusammen. 
Mit über 50.000 Mitgliedern und Freunden verfügt die Senioren-Union über ein starkes 
Fundament. Dieses gilt es zu sichern und auszubauen. Nicht, indem wir unseren Namen 
infrage stellen, sondern indem wir ihn mit zeitgemäßen Inhalten füllen. 
Senior zu sein bedeutet heute nicht Stillstand, sondern Erfahrung, Engagement und Ver-
antwortungsbereitschaft. Wenn es uns gelingt, diese Botschaft glaubwürdig zu vermitteln, 
werden wir auch diejenigen erreichen, die sich heute noch nicht als Senioren verstehen. 
Denn eines bleibt unverändert: Deutschland braucht die Erfahrung seiner älteren Genera-
tion – heute mehr denn je. 
(Dieter Gruner ist Kreisvorsitzender der Senioren-Union Köln und Mitglied des Landesvorstandes 
NRW und des Bezirksvorstandes Mittelrhein. Er ist Journalist und Buchautor und war u. a. 27 Jahre 
für den Westdeutschen Rundfunk tätig. Foto: U. Hermann) 
  



Zu guter Letzt…. 
 

Da war neulich die ältere Dame, die mich ansprach. Sie 
wusste, dass ich in der CDU aktiv bin und wollte „etwas los-
werden.“ Vorbereitet auf Beschwerden wegen Kürzungen, 
Streichungen und Schimpfen auf die „Politik“ wurde ich al-
lerdings enttäuscht: “Das geht doch gar nicht, was alle mit 
dem Merz machen. Der kann doch tun, was er will, alle ha-
cken auf dem rum!“ 

 
Irgendwie hat mich diese Stimme von unerwarteter Seite beeindruckt – und 
gefreut. Auch ich halte es für falsch, z.B. die Verantwortung für die unglück-
lichen Vorgänge rund um die Kabinettsumbildung allein Bundeskanzler 
Friedrich Merz zuzuschieben. Entscheidend für die Vorgänge um die Neube-
setzung des Verkehrsministeriums war doch die kurzfristige Absage des be-
reits vorgesehenen Nachfolgers, die der betroffene Kandidat inzwischen 
selbst bedauert und als Belastung für den Kanzler bezeichnet hat. Auch 
führende Vertreter der Union haben darauf hingewiesen, dass eine solche 
Situation trotz sorgfältiger Vorbereitung eintreten kann. 
Friedrich Merz hat den Ablauf nicht beschönigt, sondern sein Bedauern öf-
fentlich zum Ausdruck gebracht. Wer ihm nun allein die Schuld zuschreibt, 
blendet die tatsächlichen Abläufe und die Mitverantwortung anderer Betei-
ligter aus. Kritik ist legitim – sie sollte sich aber an den Fakten orientieren 
und nicht an einer vorschnellen Personalisierung der Verantwortung. 

 
Übrigens 
Falls Sie unseren monatlichen Newsletter abonnieren oder weiterempfehlen 
wollen… 

                Hier der passende Link zu unseren Internetseiten. 
 

 
 

https://www.senioren-union.de/newsletter-der-su

